
Aufnahme grüner Postulate durch Bewegungen und Parteien

Wer ist und wer bleibt grün?
Von Peter Knoepfel

Im Vorfeld der Nationalratswahlen im Herbst dieses Jahres «grün¬
te» es bereits im eisstarren Januar kräftig in der schweizerischen
Parteienlandschaft. Umweltschutz soll nach Meinung der Wahl¬
auguren in den diesjährigen Wahlen zum entscheidenden Thema
werden. Meldungen, nach denen umweltpolitische Themen nach
wie vor an der Spitze der Besorgnisse der schweizerischen Bevölke¬
rung um die Zukunft liegen, bestätigen diesen Trend. A uf dersel¬
ben Linie liegt die allseitige «ökologische Aufrüstung» der Parteien
im Wahlkampf.

Vor diesem Hintergrund müsste
es eigentlich bereits im Vorfeld
der Wahlen zu zahlreichen,
ökologischen Durchbrüchen
gekommen sein. Spätestens seit
Tschernobyl, Schweizerhalle
oder seit der (darob leider in
den Hintergrund getretenen)
Alarmmeldungen des Ende des
letzten Jahres veröffentlichten
Sanasilva-Berichts müsste diese
ökologische Grosswetterlage
auch auf die konkrete Entschei-
dungs- und Handlungsebene
durchgeschlagen haben. Liest
man die zahlreichen Parteipro¬
gramme, Regierungserklärun¬
gen und Verbandsäusserungen
zu diesen Themen, so muss man
in der Tat zur Überzeugung ge¬

langen, dass es spätestens seit
Beginn dieses Jahres zu einer
dramatischen Ökologisierung
sämtlicher umweltrelevanten
Politiken auch im Detail kom¬

men müsste. Diese eindrucks¬
volle Heerschau umweltpoliti¬
scher Programmatik lässt na¬
mentlich erwarten, dass die Re¬

gierungsparteien mit ihrer da¬

maligen Forderung in Sachen
Waldsterben (Sondersession
1985) nunmehr Ernst machen
und in ihren Rängen auch dafür
sorgen, dass auf der Ebene des

Vollzugs nachgezogen wird.
Aber dem ist kaum so: Man
setzt sich als Wissenschafter
nicht dem Vorwurf der Einsei¬
tigkeit aus, und man ist als Par-
2

teimitglied kein Nestbeschmut¬
zer, wenn man trotz all der heh¬

ren Beteuerungen laut aus¬

spricht, was viele Parteistrate¬

gen und -politiker vermutlich
bei der Niederschrift ihrer öko¬
logischen Credos leise denken:
Auch die ökologische Suppe
wird nicht so heiss gegessen,
wie sie gekocht wurde und - na¬
mentlich im Hinblick auf die
Nationalratswahlen - sicherlich
noch gekocht werden wird.
Diskrepanzen zwischen pro¬
grammatischen Ansprüchen
und tatsächlichem Entschei¬
dungsverhalten sind namentlich
bei Regierungsparteien nichts
Neues; sie gehören im schweize¬
rischen System von Kompro¬
miss und Konkordanz zum po¬
litischen Alltag. Trotzdem fal¬
len derartige Diskrepanzen im
Falle der Umweltpolitik aus
dem Rahmen, weil

• die Zielsetzungen, in vielen
Fällen bereits erstaunlich kon¬
kret formuliert (Luftbelastung
1960), von allen Regierungspar¬
teien geteilt werden, weshalb
wir uns nicht in einer Situation
klassenspezifisch bzw. ideolo¬
gisch fixierter Gegensätze zu
befinden scheinen;
0 die Parteien auf eine ver¬
mutlich sehr breite Unterstüt¬
zung seitens der Bevölkerung
zählen können, die sich etwa
auf Gemeindeebene bereits in
zahlreichen Volksentscheidun¬

gen zugunsten ökologischer In*

itiativen geäussert hat (Beispie*
le: Auszonungsentscheidungen»
Schutzzonen, Kernstadtplanun'
gen, Grossbauprojekte); und
9 den Regierungsparteien in*

folge ihrer engen Verflechtung
mit der Verwaltung, aber auch

dank zahlreicher personell^
Verbindungen zu Umwelt'
Schutzorganisationen, Natur¬
schutzvereinigungen usw. heute

an sich jedenfalls mehr Sach¬

wissen zur Verfügung stünde
als noch vor zehn bis fünfzehn
Jahren.
Die folgenden Ausführungen
versuchen diese Diskrepanz et'

was genauer auszuleuchten. 2"
diesem Zweck soll zunächst ge'

fragt werden, was denn eigen''
lieh das «Grüne» im «Grünen''
ist. Entsprechend der ThemeO'
Stellung folgen anschliessend fnige Überlegungen zur Generi6'

rung und Verbreitung «grünet"
Postulate durch Bewegungel1
aller Art, und schliesslich wer'

den einige Thesen zur Aufnah'
me solcher Postulate durch d\

vier Regierungsparteien (FD''
CVP, SVP und SPS) folgen-
Der Text basiert im weseri"1'

chen auf Beiträgen, die im letzt'

jährigen Schweizerischen Jahf'
buch für Politische Wisse/T
Schäften zum Thema «PoW
sehe Parteien und neue Be*e'

gungen» erschienen sind. Hef

angezogen werden dabei n3'

mentlich die recht provokariv5,
Überlegungen von Ü-.
Gschwend zum Thema «D

Umweltbewegung verändert *
Parteienlandschaft - oder uf
gekehrt» und der Beitrag v°

H.P. Kriesi zum Thema «PeV

spektiven neuer Politik: Parte

en und neue soziale Be^

gung».



Ausgangspunkt der folgenden
Ausführungen ist der von Wolf
Llnder im Editorial trefflich re¬
sümierte Befund, dass sich in
^er Politik neue Gruppen und
Bewegungen formiert haben
^rauen, Jugendliche, Grüne,
VUartier- und Friedensbewe¬
gung), die behaupteten, «gera¬
tene Probleme aufzugreifen,

welche die Parteien und die Ka-
"a|e der institutionellen Politik
.^¦drängen oder ausfiltern»,
^.benda, S. 9). Solche Bewe¬
gungen durchkreuzen nach Lin-

er nicht nur Agenda und Ter¬
minkalender von Regierung

nd Parlament, «sondern (sie)
enzen sich teilweise scharf ge¬

genüber den traditionellen Par¬
kten ab. Nicht die klassischen
idert^hingsprobleme, sondern

eelle Forderungen im Zeichen
"es gesellschaftlichen Wert-
andels stehen im Mittelpunkt

aruT Interesses- Neue Themen,
ere Themen werden zum

egenstand politischer Mobili-
lerung...» (Ebenda, S. 9).

¦ «Grün» und «grün»
¦ÜJUcht dasselbe

The§Ste Untersuchungen zum
pa m.a Umweltbewegung und

teien (etwa: Kriesi 1984,
besrter 1984> Bfand 1982 usw.)
50- t-n' Was auch die heute
Um°'s 60Jährigen Pioniere des
Rürtu-Schutzes bei einem

granh auf ihre e'gene Bio¬

früh feststellen werden: War
Land *<Umwelt-, Natur- und

recht tsschutz>> noch ein

gibt efKdeutiger Fe8riff' so

Srunrii e vermutlich zwei
Ansät f"d unterschiedliche
halte h6 «grüne» Politikin-
GeBPn u

möghcherweise in der
Begriff berstellung der beiden
«ökni„. «Umweltschutz» und
schai ugiSChe Politik» ^cht an-
men: Zum Ausdruck kom-

1.1 Umweltpolitik
als Schutzpolitik

Nach dieser Konzeption gilt
Umwelt als vergleichsweise iso¬
lierbares Naturereignis, dem
sich der Mensch gegenübersieht
und das «an sich» zu schützen
ist. Naturreservate, «schützens¬
werte Objekte» und «besondere
Naturschönheiten» sollen nach
dieser Konzeption einem «be¬
sonderen Schutz» unterstellt
werden. Die durchaus beachtli¬
chen Motive dafür mögen von
religiöser Demut über eine Be¬

sorgnis über den Zerfall natürli¬
cher Vielfalten auch im Interes¬
se späterer Generationen bis hin
zu einer Verurteilung des
«Raubbaues» des Menschen an
der Natur reichen. Diese Um¬
welt gilt es zu schützen. Dies
lässt sich, nach dieser Auffas¬
sung, realisieren, ohne die
Funktionsweise anderer Politi¬
ken ernsthaft in Frage zu stellen
oder gar traditionelle Werthal¬
tungen und Lebensauffassun¬
gen einer grundlegenden Kritik
zu unterziehen.

Für diesen Schutzpolitik-An¬
satz ist Umweltschutz technisch
machbar; Wirtschaft, techni¬
scher Fortschritt und nament¬
lich neue Technologien werden
dazu das Ihre beitragen.
Grundlegende soziale Verände¬

rungen sind nicht erforderlich.
Bei einer vernünftigen Interes¬
senabwägung lassen sich kon¬
kurrierende Nutzungsansprü¬
che an die natürlichen Ressour¬

cen, Landschaft, Boden und
Luft lösen. Überspitzt formu¬
liert kann man diesen Ansatz
als die Politik der «grünen
Flecken», der grünen «Reserva¬
te», der grünen Technik be¬

zeichnen, die gewissermassen in
eine ansonsten grundsätzlich
nicht in Frage gestellte
Produktions-, Konsum- und
Wertlandschaft hineingestellt
wird.

1.2 Ökologische Politik

Wesentlich fundamentalisti¬
scher ist das andere «Grün».
Dieses deckt sich zwar in den
konkreten Postulaten nicht sel¬

ten mit dem ersten; es fasst in¬

dessen Umwelt nicht als Gegen¬
über von Gesellschaft, sondern
als deren integrierenden Be¬

standteil auf. Die schleichende
Umweltzerstörung ist für diesen
Ansatz ein Indikator unter
mehreren für den inneren Zer¬
fall materialistisch-moderner
Gesellschaftssysteme. Diese
Umweltbewegung kann als Teil
jener grösseren Bewegung auf-
gefasst werden, die man ge¬
meinhin als «neue soziale Bewe¬

gung» bezeichnet. Kennzeich¬
nend für diese Bewegung ist
«die Entstehung einer neuen
Konfliktlinie an den «Nahtstel¬
len von System und Lebens¬
welt» (Habermas, 1981). Kriesi
spricht zu Recht von einem
neuen Anti-Modernismus, der
diese Bewegung charakterisiert.
Dabei handle es sich «um einen
Widerstand gegen die Moder¬
ne..., der vom Standpunkt der
Moderne aus argumentiert. Die
emanzipatorischen Ziele des

Projekts der Moderne werden
von diesem Anti-Modernismus
akzeptiert, nicht aber die tradi¬
tionellen Mittel der Modernisie¬
rung - Technokratie, Bürokra¬
tie, Grosstechnologie, wirt¬
schaftliches Wachstum und wie
sie alle heissen mögen; sie wer¬
den abgelehnt, und zwar gerade
im Namen der modernen Ziele»
(Kriesi, 1986, S. 339).

Es ist äusserst schwierig, ökolo¬
gische Politik dieser alternati¬
ven Provenienz im Rahmen der
neuen sozialen Bewegung mit
positiven Umschreibungen zu
charakterisieren. Es werden ihr
etwa folgende Merkmale atte¬
stiert: «Basisdemokratische In¬
nenstrukturen (Raschke, S. 29);
starke Präsenz auf der kommu¬
nalen Ebene (ebenda, S. 29);
Bestreben nach «bedürfnisge-



rechtere(r) Politik» (Lederer/
Knoepfel, 1982, S. 73); Abkehr
von der Definition von Politik
als Inbegriff jener Bereiche, die
«gegenwärtig staatlich-büro¬
kratischer Regulierung zugäng¬
lich» sind (ebenda, S. 76).
Hervorgehoben werden ferner
der Wunsch nach einer ange¬
messeneren Berücksichtigung
«lebensräumlicher Totalität an¬
statt deren Zerhackung nach
Massgabe rechtsstaatlich-
administrativer Rationalität»
(ebenda, S. 76), oder die Präfe¬
renz für konkrete und Skepsis
gegenüber abstrakten Program¬
men usw. (ebenda, S. 80); eine
klare Sympathie für die
Genossenschafts- und Selbsthil¬
febewegung (Netzwerke) aber
auch eine eindeutige «Tendenz
zur bewussten Verweigerung
gegenüber dem Argument glo¬
baler Zusammenhänge bzw.
hochdifferenzierter interdepen-
denter gesellschaftlicher Syste¬
me» (ebenda, S. 84). In diesem
Zusammenhang wurde bereits
von der «Gefahr des Totalita¬
rismus der Totalität» grüner
Politik gesprochen (ebenda, S.
85).
Als weitere Charakteristika
werden für diese Bewegung an¬

geführt: die Neigung zu «un¬
konventionellen, direkten For¬
men der politischen Beteili¬
gung» (Kaase, 182), «arbeits-
jenseitige(n) Lebensorientie¬
rung» (Guggenberger, 192).
«Postmaterialistische» Orien¬
tierung (Inglehart, 1977), «qua¬
litative Bedürfnisse und Aspira¬
tionen einer vom individualisti¬
schen Glücksethos geprägten
postmaterialistischen Solidar-
gesellschaft» (Guggenberger,
193). Guggenberger spricht in
diesem Zusammenhang von ei¬

ner «Ablösung des Ethos der
Leistung, der Konkurrenz und
des Wachstums durch ein Ethos
des sozialen Wohlbefindens,
der immateriellen Lebensquali¬
tät, der humanen Zuträglich¬
keit und der Verantwortung
auch für die kommende Gene¬

ration» (ebenda, S. 193f.). Er
betont den Protest gegen die
«Unterordnung der humanen
Lebenswelt unter die technische
Leistungwelt (ebenda, 196) und
spricht von einem «habituali-
sierte(n) Misstrauen gegenüber
der Sachzwangberufung» von
«tiefempfundene(r) Skepsis ge¬

genüber wissenschaftlicher Pla¬

nung und Politikanleitung» so¬

wie von einer «Abwehr von zu
vielen und zu schnellen sozialen
Wandlungsprozessen» (ebenda,
196).
Die neue Bewegung postuliert
nach den Worten des Bürger¬
initiativen-Kenners Guggenber¬
ger, dass der einfache Bürger
auf der «politischen Bühne als

handelndes Subjekt wieder prä¬
sent wird». «Er ist nicht mehr
nur «Rohmaterial» rationaler
Verwaltungsstrategien, einzig
dazu bestimmt, «von den Insti¬
tutionen konsumiert zu wer¬
den» (Arnold Gehlen) (ebenda,
197). «Teilhaben wird auf neue
Weise als <Wert an sich>, als

ein Modus der Persönlichkeits¬
steigerung und -bereicherung
verstanden. Politik ist nicht
länger nur Sache für und von
Experten. Die Rückgewinnung
der politischen Dimension des

Einzelnen, die Renaissance des

Bürgers, der wieder in den Ka¬

tegorien eines qualitativen Ge¬

meinwohlbegriffs zu denken
und zu argumentieren vermag,
finden ihre Entsprechung in der
Rückgewinnung einer humanen
Dimension und in der Renais¬
sance des konkreten, sinnlichen
Menschen, der seine Bedürfnis¬
se und Aspirationen in einer
einfacher strukturierten, von
ihm begriffenen und (durch¬
schauten) Umwelt artikulieren
möchte.» (ebenda, S. 197).
In den Programmen solcher
Gruppen würden Bedürfnisse,
Befürchtungen und Überzeu¬

gungen angesprochen, die
«durch Aussicht auf materiel¬
len Zugewinn, vermehrten Kon¬

sum, Einkommenssteigerung,
Karriere, Macht und Status

nicht beschwichtigt werden

können» (ebenda, 203).

Diese fundamentalistische»
anti-moderne Position ökologi¬
scher Politik findet ihren Aus¬

druck in verschiedenen Berei;
chen. Anzuführen sind dabei
namentlich die Friedens-»
Frauen-, Dritte-Welt- oder in

der Energiepolitik. Vermutlich
hat diese neue Werthaltung ihre
bisher konkreteste Ausformung
auch in der Schweiz in der Um¬

weltpolitik erfahren. Im Rah¬

men der Univox-Umfragen
1986 wurden im September 961

Personen einer repräsentativen
Stichprobe zum Thema Umweh
befragt. Es wurde dabei auch

versucht, solche grundlegende
Werteinstellungen der schwei¬

zerischen Bevölkerung zu er¬

mitteln. Wie die folgende Ta¬

belle zeigt, «neigt die Hälfte det
Schweizer Werthaltungen zu.
die man gemeinhin als ökolo¬
gisch bezeichnet und die eine

kritische Distanz gegenüber
moderner Industriegesellschaf'
und Technik zum Ausdruck
bringen. Fast zwei Dritte'
(66%) der Befragten neige11

(mehr oder weniger entschie¬

den) der Meinung zu, dass die

moderne Industriegesellschaf'
die Natur missbrauche, wäh¬

rend nur gerade 14 Prozent de'

Meinung zuneigen, die heutigef
Umweltbelastungen seien kal¬

kulierbar und vertretbar. Auch
die stärker ans Lebendige ge'

hende Frage, ob zunehmende

Rohstoffknappheit Einschräfl'
kungen im Lebensstandard not¬

wendig mache, wurde von ins¬

gesamt immer noch 50% def

Befragten eher bejaht. 26^
sind eher gegenteiliger Me''
nung, davon 9% gar dezidiert'
Nur ein gutes Viertel glaub'»
dass Umweltprobleme im *e'
sentlichen durch neue Techni¬
ken und Erfindungen gelös'
werden können. Gut die Hälfte
(51%) hält gesellschaftliche Än¬

derungen für wichtige^
(Knoepfel/Linder, 1987).



voll

Zustimmung

teils/
teils voll

2. Meinung

^ moderne Industriegeseilrl-
**tft nrissbraucht die Na-
tur in gefährlicherweise

?b
37 15 14 13 6 5 3 %

Die heutigen Lhweltbel astungen
sind ein kalkulierbarer und

vertretbarer Preis unserer
Industriegesel1schaft

^chtige Rohstoffe werden in
^hbarer Zeit knapp werden
"* 9ewisse Einschränkungen

r^s Lebensstandards
fingen

% 18 16 16 16 8 8 9 %

Wirtschaft und technischer
Fortschritt werden das Problem

begrenzter Rohstoffe so lösen

können, dass keine Einschrän¬

kungen zu befürchten sind.

r^sätzliche Aenderungen in
^serer Gesellschaft sind

^tiger für die Lösung der
^tp-oble-ne als neue
^•nken und Erfindungen

'^Risiken der Kernenergie
S1nd nicht tragbar

LTD
% 24 15 12 14 8 9 10 %

Umweltprobleme können im

wesentlichen durch neue

Techniken und Erfindungen
gelöst werden

Die Risiken der Kernenergie
sind tragbar

X 37 15 9 10 7 7 11 %

Quell Q- Knoepfel, Linder: Kommentar zur Univox-Umfrage 1986, S. 4



Solche postmaterialistischen
Werte finden sich deutlich häu¬
figer bei Frauen, bei der Stadt¬
bevölkerung und bei den Jün¬

geren (20-39jährige). FDP-
Wähler haben ein vergleichs¬
weise hohes Vertrauen in die
Lösungsmöglichkeiten der
Technik; für SPS-Sympathisan¬
ten trifft das Gegenteil zu.
Deutschschweizer zeichnen sich
durch ausgeprägtere postmate¬
rialistische Grundhaltungen aus
als Romands. Beachtlich ist
schliesslich, dass die Gruppe
der regelmässigen Urnengänger
grundsätzlich Änderungen für
weniger wichtig hält als die Ge¬

samtheit der Befragten (5 Pro¬
zentpunkte). Damit scheint be¬

reits angedeutet, dass funda¬
mentalistisch-grüne Positionen
bei denjenigen schwächer ver¬
treten sind, die sich aktiver an
staatlicher Politik beteiligen
(Ausnahme: SPS-Wähler; an¬
derer Meinung: Kriesi, S. 345).

2. Traditionelle
Umweltbewegungen auf dem
Weg vom technischen Umwelt¬
schutz in Richtung ökologische
Politik nach dem Vorbild der
neuen sozialen Bewegung?

Wer etwa die Politik des WWF
oder des Schweizerischen Bun¬
des für Naturschutz betrachtet,
oder wer die etwas mehr als 15-

jährige Geschichte der 1971 ge¬

gründeten Schweizerischen Ge¬

sellschaft für Umweltschutz Re¬

vue passieren lässt, der wird ei¬

nen erstaunlichen Wandlungs-
prozess in der grundsätzlichen
Orientierung dieser Organisa¬
tionen feststellen. Zutreffen¬
derweise wird das Jahr 1971 als

«Höhepunkt des Engagements
für einen umfassenden Umwelt¬
schutz» gekennzeichnet
(Gschwend, S. 243). Damals
veröffentlichte der WWF
Schweiz sein berühmtes 44-
Punkte-Programm zum Um¬
weltschutz, Volk und Stände
hiessen den Umweltschutzarti¬
kel mit einer seltenen Einmütig¬

keit (über 95% Ja-Stimmen)
gut, und das Parlament verab¬
schiedete in diesem Jahr auch
das verschärfte Gewässer¬
schutzgesetz.
Man kann aber auch sagen,
dass dieses Jahr vermutlich den
Höhepunkt der Konzeption
von Umweltpolitik als Schutz¬

politik im Sinne des technischen
Umweltschutzes markierte: Die
Lektüre von Dokumenten aus
jener Zeit zeigt dafür eine deut¬
liche Präferenz von Parteien,
Verbänden und Verwaltung.
Diese Präferenz findet m.E. ih¬

ren bezeichnendsten Nieder¬
schlag in der von niemandem
grundsätzlich in Frage gestell¬
ten Praxis der auf Abwasserrei¬
nigung verkürzten Gewässer¬

schutzpolitik. Biotopenschutz,
Schutz von Naturreservaten,
technische Massnahmen zur
Luftreinhaltung usw. dominie¬
ren; Skepsis gegenüber der
technischen Machbarkeit einer
solchen «modernen» Umwelt¬
politik findet sich allenfalls zwi¬

schen den Zeilen.
Die Umweltschutzorganisatio¬
nen zeigen heute ein deutlich
verändertes Antlitz. In den Lei¬

tungsgremien dieser Organisa¬
tionen finden sich zahlreiche
Vertreter der 68er Generation,
die ihre gesellschaftskritischen
Positionen nicht einfach über
Bord geworfen haben, sondern
diese durchaus in ihre neue Tä¬

tigkeit einbringen. Technikkri¬
tik nimmt in Programmatik
und Praxis einen deutlich höhe¬
ren Stellenwert ein, und die vor¬
getragenen Postulate haben an
Radikalität gewonnen. Das
liegt sicherlich nicht nur daran,
dass sich die Umweltsituation
(möglicherweise auch nur auf¬
grund verfeinerter Beobach¬
tungsmöglichkeiten) subjektiv
und objektiv verändert hat.
Auch der bedauerliche Um¬
stand, dass die Medien ob all
der Flut von umweltpolitischen
Meldungen zunehmend nur
noch jene aufzunehmen bereit
sind, die genügend spektakulär

sind, reicht als Erklärung für
diese Umorientierung kaum
aus. Diese letztere liegt viel¬

mehr auch darin begründet,
dass sich die Mitgliedschaft die¬

ser Organisationen deutlich ver¬

jüngt hat, ein Wertwandel in

Richtung postmaterialistischer
Werte eingetreten ist und sich

dieser Wertwandel offenbar zu¬

nehmend unzureichender in der

Politik der anderen gesell¬

schaftlichen Organisationen
(namentlich der Parteien) nie¬

derschlägt. Unüberhörbar ist
die kritische bis ablehnende
Haltung dieser Organisationen
gegenüber den Zentralen der

Regierungsparteien, die nach

der Konzeption des Parteien¬
staates eigentlich dazu berufen
wären, als Transmissionsriemen
zwischen Gesellschaft und Staat

zu funktionieren. Anstatt da"

Gespräch mit diesen letzteren
zu suchen, zieht man es vor»
selbst über Volksinitiativen und

Referenda tätig zu werden, di¬

rekt in Kontakt mit umweltpoli¬
tisch engagierten Bundesämtern
zu treten, sich mit Lokalbehör¬
den oder Bundesämtern vor
Gerichten zu schlagen oder i"
direkten Kontakt mit Bürger¬
und Quartiervereinigungen iü
treten.
Interessanterweise wird als eine

wichtige Erfolgsbedingung füf
lokale Umweltschutzvorstösse
immer wieder ihr überparteih'
cher bzw. ausserparteiliche1
Charakter genannt. Eine «Ver"

Parteipolitisierung» sei der Sa¬

che abträglich, weil Ökolog^
nicht in das Sehern3

rechts/links passe usw. Diese

Auffassung ist nicht nur bei d&
Umweltorganisationen, soU'

dem zunehmend auch in def

Fachverwaltungen stark ver¬

breitet.

3. Aufnahme grüner Postulat
durch die Regierungsparteien

Eine etwas eingehendere °e'

schäftigung mit Programme11

und Verhalten der vier grossen



Regierungsparteien SPS, FDP,
yP und SVP im Parlament, in

en Kommissionen, in Ver¬
nehmlassungsverfahren und in
^hstimmungskämpfen auf der
tbene des Bundes führt m.E.
^ndeutig zur Feststellung, dass
"tan hier zwar kräftig in «Um¬
laufen» (Gschwend, 1986, S.
5°) alter Inhalte bzw. in neuer
hetorik macht; indessen si¬

gnalisiert das neue, grüneinge-
rarbte Etikett bei allen vier Par¬

ken kaum einen inneren Para-
'gmenwechsel. Vorherrschend

tst ein auf Schutzpolitik im ai¬
rj Sinne beschränktes und in
einer Weise aus diesem Ghetto
^auswirkendes Konzept von
mWeltpolitik, das man auf die
tbestandenen ideologischen
ersatzstücke der Links/

"¦echtsoptik schlecht und recht
^gepfropft hat.
s° f"hrt etwa die SVP an, sie

«i h
immer grün gewesen,

die i
Sie sich bes°nders für

Land- und Forstwirtschaft
G?8uSetzt habe» (Zitat bei
Cyhwend, 1986, S. 250). Die

j gibt unumwunden zu,
kaff <<8rün>> ein neues Ver-
s

"'sargument zur Erschlies-
lüclf 6iner «Politischen Markt-
<<ru/e>>.sei> die bei den Parteien
bünn

61ne Erweiterung des Ziel-
Pa» bewirkt hätte (H.P.
25f,na"1> zitiert ebenda, S.

vem u
FDP gibt ebenfalls zu

nen f u ' dass man hier auf ei¬

gen
hrenden Zug aufgesprun-

üch d61 Und man sich sehhess-

habr-
W Umgebung anzupassen

neh
Und deren postulate über-

S 2?nn müsse (Zitat ebenda,
der VI Gschwend, ein Kenner
Partschweizerischen politischen
für d•' meint' dass dies auch
gefärLV<am stärksten grün ein-
ziald

C grosse partei, die sö¬
ge] akratische (SP)» Partei
Po,t,iebenda' S- 251>- «G^ne
sich

a la Suisse beschränkt
(ehP^eitgehend auf Parolen»
Dies 2?' S- 254)"

gen w
Sich u-a- daran zei-

Reeipenn man das von den vier
S'erungsparteien im Novem¬

ber 1984 beschlossene 10-

Punkte-Programm zur Be¬

kämpfung der Luftverschmut¬
zung etwas genauer analysiert.
Jenes Konsenspapier, von Hab¬
lützel vermutlich sogar zu
Recht als «Durchbruch aus der
Blockierung» bezeichnet (Hab¬
lützel, 1986, S. 286) und - aus
der Sicht der Luftreinhaltepoli-
tik wohl zu Unrecht - als wich¬
tiger Markstein in der Entwick¬
lung eines wiedererstarkten
Einflusses der Regierungspar¬
teien gefeiert (politische Wir¬
kung: Vorstrukturierung der
Anfang 1985 einberufenen Son¬
dersession zum Thema Wald¬
sterben) hat sich bereits ein
Jahr später als unbrauchbare
Grundlage für eine konzertierte
Luftreinhaltepolitik erwiesen.
Selbst das heute mit Blick auf
die Nationalratswahlen von
manchem Politiker kritisierte
Luftreinhaltekonzept des Bun¬
desrates vom 16. September
1986 geht darüber weit hinaus.
Dieser Sachverhalt muss denje¬
nigen erstaunen, der das oben
umschriebene Vordringen post¬
materialistischer Werthaltun¬
gen in der schweizerischen Be¬

völkerung, die zunehmenden
Sympathien, die umorientierten
Umweltschutzorganisationen
zukommen, aber auch den rela¬

tiven Erfolg kleinerer Parteien
zur Kenntnis nimmt, die sich ei¬

ner solchen grünen Politik ver¬
schrieben haben, wie dies na¬
mentlich die DA, die Freie Li¬
ste, die Grünen Alternativen
der Schweiz, die POCH und -
mit Einschränkungen - der
LdU gegenwärtig tun.
Der ökologische Immobilismus
der Regierungsparteien muss
aber auch demjenigen zu den¬
ken geben, der die Verwal¬
tungspolitik solcher Bundesäm¬
ter und Anstalten betrachtet,
die im Innenjargon als sog.
«grüne» Ämter bezeichnet wer¬
den. Denn die Strategie dieser
Ämter hat sich in den späten
siebziger Jahren deutlich verän¬
dert. Skepsis gegenüber der

Durchsetzungsfähigkeit isolier¬
ter Umweltschutzpolitiken in
einem ansonsten nicht verän¬
derten politischen und gesell¬
schaftlichen Umfeld ist hier al¬

lemal stark verbreitet, postma¬
terialistische Werte scheinen zu
dominieren, und es wurden in¬
zwischen zahlreiche Initiativen
entwickelt, die darauf abzielen,
Umweltpolitik im Sinne einer
Ökologisierung von Politik
schlechthin in andere Politiken
hineinzutragen. Man geht wohl
kaum fehl in der Annahme,
dass die entscheidenden Instan¬
zen der Bundesverwaltung heu¬
te den Konzepten einer umfas¬
senden ökologischen Politik
weit näher stehen als sämtliche
Regierungsparteien.

Schliesslich muss die Politik der
Regierungsparteien auch denje¬
nigen erstaunen, der den fortge¬
schrittenen Stand der Umwelt¬
forschung kennt. Namentlich
die angewandte ökologische
Forschung in der Landwirt¬
schaft (Knoepfel, Zimmer¬
mann, 1987), aber auch For¬
schungen zur Raumplanung,
zur Energie-oder Tourismus¬
wirtschaft haben eindeutig auf¬
gezeigt, dass die Umweltproble¬
matik heute nur durch vernet¬
zende Betrachtungsweisen und
gerade nicht über isolierte Um¬
weltschutzpolitiken angegangen
werden kann. Das ökologische
Problem präsentiert sich heute
als ein vielschichtig interdepen-
dentes, ebenso global wie lokal
nur über eine Vielzahl ursa¬
chenbezogener Massnahmen
aus dem Wirkungsbereich einer
Vielzahl von Politiken anzuge¬
hendes Universalproblem; ein
gesonderter Abschnitt im Par¬
teiprogramm zum Thema «Um¬
weltschutz» wirkt vor diesem
Hintergrund geradezu als «Ex-
cuse».
Woran liegt diese relative Rück¬
ständigkeit der Regierungspar¬
teien gegenüber Verwaltung,
Wissenschaft und sozialer Be¬

wegung?



Man würde sich die Sache wohl
zu einfach machen, wollte man
als Gründe hiefür einmal mehr
die generellen Systemzwänge
anführen, unter denen die
schweizerischen Regierungspar¬
teien zu politisieren haben
(Konkordanz, Zauberformel
und Kompromiss, Föderalis¬
mus, Verbandseinflüsse, Wahl¬
system, Kleinheit des Landes
mit einer Vielzahl konkurrie¬
render Nutzungsansprüche, Mi¬
lizsystem, Fehlen einer staatli¬
chen Parteien finanzierung
usw.). Diese Bedingungen wir¬
ken sich - wie anderweitig auch
- beschränkend auf den Hand¬
lungsspielraum der Regierungs¬
parteien insgesamt aus; sie las¬

sen aber mit Sicherheit grössere
ökologische Handlungsspiel¬
räume für die Parteien offen.
Das Vierparteiengespann ist
durchaus in der Lage, relativ
flexibel auf akute Krisen zu rea¬
gieren und auch drastische
Massnahmen zu ergreifen. Ver¬
gessen wir nicht, dass die Regie¬
rungsparteien zwar sehr staats¬
nah agieren; deswegen besteht
jedoch bei keiner Partei ein
Zwang, die Parteiprogramme
als Regierungsprogramme aus¬
zugestalten und in Sachen Uto¬
pien zu entrümpeln.
Vermutlich ist ein wichtiger
Grund für diesen Immobilis¬
mus im relativ schwachen Stel¬
lenwert ökologisch engagierter
Gruppierungen innerhalb aller
vier Parteien zu sehen. Dieser
äussert sich u.a. in einem m.E.
bemerkenswert hohen Grad
ökologischer Unkenntnis der
Parteispitzen, die damit bewei¬

sen, dass sie von ihren jeweili¬
gen Fachkommissionen nicht
eben viel halten und zu lernen
gewillt sind. Aber bereits der
Umstand, dass parteiintern
Ökologie nur in einer speziellen
Fachkommission und damit ge-
wissermassen «unter sich» tagt,
und bereits dadurch über einen
sehr beschränkten Einfluss auf
die übrige Parteipolitik auszuü¬
ben vermag, zeigt, wie stark
8

man hier noch dem ghettoisier-
ten Umweltschutz der «grünen
Flecken» verpflichtet ist.
In der Ideologie aller vier Par¬
teien gilt Ökologie denn auch
als limitierender Faktor; konsti¬
tutives Element für die Konzi¬
pierung gemeinsamer Grundla¬
gen für sämtliche Politiken ist
sie nicht. Diese letzteren werden
nach der alten Logik einer auf
klassischen Verteilungskämpfe
abgestellten Links/Rechts-
Polarisierung konzipiert und
implementiert. Umweltschutz
ist darin ein schwer plazierbarer
Fremdkörper, der sich zwar ge¬

gen aussen gut verkauft, der ge¬

gen innen indessen kaum eine
durchschlagende Ausstrah¬
lungskraft entwickelt.
Schon alt ist die Erkenntnis,
dass Parteisysteme im allgemei¬
nen nur sehr träge auf gesell¬
schaftlichen Wandel reagieren
(Kriesi, 1986, in Anschluss an
Lipset und Rokkan, S. 334).
Diese ausgesprochene Stabilität
ist mit Kriesi und Mair u.a. dar¬

auf zurückzuführen, «dass sich
die etablierten Parteien an ge¬
sellschaftlichen Wandel anzu¬
passen und dessen politische
Konsequenzen zum Teil zu
kontrollieren verstehen» (Krie¬
si, 1986, S. 334). Im Vokabular
ist diese Anpassung mittlerwei¬
len durch geschliffene Marke¬
ting-Formeln weitgehend er¬

folgt. Inhaltliche Konsequen¬
zen sind daraus nur zu erwar¬
ten, wenn die symbolischen Si¬

gnale angesichts dramatischer
Entwicklungen in der Wirklich¬
keit eingelöst werden sollten.
Vermutlich stemmt sich auch
das «eherne Gesetz der Oligar¬
chie» gegen eine Ökologisie-
rung der Regierungsparteien.
Der bemerkenswert ausgepräg¬
te Selbsterhaltungswille unserer
Parteispitzen, abgestützt durch
mancherlei trickreiche Wahl¬
mechanik und -gepflogen-
heiten, müsste ernsthaft in Fra¬

ge gestellt werden, wollte man
die Parteien basisdemokratisch
«gegen unten» öffnen und öko¬

logische Dialoge zulassen, die
die wohlgeordneten Traktan¬
denlisten fast zwangsläufig
sprengen müssten. So verzichtet
man lieber auf - früher übliche¬

re - Strategiedebatten, Pro¬

grammrevisionen, ausführliche
Wahlplattformen usw. und

überlässt das Wahlmanagement
den Werbebüros. Diese ihrer¬
seits haben sich auf den Herbst
mit genügend grüner Farbe ein¬

gedeckt.

4. Ausblick

Folgende Argumente sprechen
dafür, dass es auch nach den

Nationalratswahlen 1987 be'

den Regierungsparteien keine
wesentlichen Veränderungen Ü>

Sachen grüne Politik geben
wird: Die bisher bekanntgewor¬
denen Wahlaussagen sind m.E-
weitgehend der Rubrik «grüne
Verkaufsrhetorik» zuzuordnen-
Konkrete Aussagen zu den an¬

stehenden Problemen der Luft'
reinhaltung, des Gewässer¬
schutzes oder des Bodenschut'
zes finden sich darin kauni'
Ökologische Betrachtungen der

anderen Politiken fehlen weit¬

gehend. Die da und dort (et^a
im Zusammenhang mit der '
hassgeliebten - Luftreinhalte"
Verordnung) genannten und da'

her etwas konkreteren Zielan¬

gaben sind ausserdem nicht m'1

präzisen und nachkontrolliet'
baren Aussagen zu den zu wäh¬

lenden Strategien und einzU'

schlagenden Massnahmen ver¬

sehen. Oder die angeführte"
Massnahmen sind ihrerseits
wiederum derart diffus uU1'

schrieben, dass daraus jeder das

herauslesen kann, was ihm ie'
fällt. Auch die für die wähl'
wirksame parlamentarische E>e'

batte vom 12. bzw. 16. Mär*
dieses Jahres angekündigieI1
Vorstösse sind kaum geeigne''
klare umweltpolitische Profue
der Regierungsparteien erken¬

nen zu lassen. Sie bringen ge'

genüber dem bundesrätliche
Luftreinhaltekonzept nich



Neues und belegen einmal
mehr, dass man (vielleicht ab¬
gesehen von der SPS) die Angst
J'or dem Stimmbürger «Auto¬
mobilist» höher veranschlagt
als die Sorge um die sterbenden
Wälder.

!e erwähnten Programme sind
'cht nur Ausdruck innerpartei-
eher Differenzen, sondern sie
eugen in mancherlei Hinsicht

ch von einem geradezu er¬
staunlich anmutenden Unwis-
en über die gegenwärtige Bela-
tungssituation in unserem
ande bzw. über die Ursachen
ieser Belastung. Insoweit er-

aifu" sie in keiner Weise eine
utklärerische Funktion gegen-

s
er einer Bevölkerung, die bei¬

spielsweise auch heute noch
eht weiss (bzw. nicht wissen
UJ). dass das Automobil ge-
e'nhin als Hauptverursacher

,.« Waldsterbens gilt. Anläss¬
en der Univox-Umfrage 1986
aben fast 50% der Schweizeri¬

nnen Bevölkerung die Indu-
leabgase als Hauptverursa-

.** genannt. (Knoepfel/
Lmder, 1987, S. 2)
nalf" die These, wonach sich
Raen dem Herbst 1987 in den

gierungsparteien nichts än-
übe" fW'rd' dürften demgegen-
cher /olgende Argumente spre-
ökoT Zum einen dürften die
all" ch en8a8ierten Flügel
ai,.

Vler Regierungsparteien
VoL

k
Wahlen gestärkt her-

n
gehen und in ihren Fraktio-

Nat-Und - gestärkt durch ihr
Pan alratsmandat " in der

ben n" grösseres Gewicht ha-

hicht 6Se Personen werden

nen
ZUletzt aufgrund der ih-

Um1"\ Wahlkampf seitens der
henr ,8anisationen verlie-
inten Unterstützung für eine

mit dS1Vere Zusammenarbeit

steh*
I6Sen °rganisationen ein-

stitMt" Und diesen Kontakt in-
ä&ndl verbürgen. Einem
Bunrt en Druck werden die
lokai Sparteien auch seitens der

Kaien Politik ausgesetzt sein,
aprung ökologischer The-
von der lokalen auf die

zentrale Ebene ist etwa in der
Luftreinhaltepolitik oder in der
Abfallpolitik vorprogrammiert.
Diejenigen Parteien, die diesen
Themensprung innerparteilich
nicht nachvollziehen, dürften in
kommenden kantonalen und
kommunalen Wahlen zur Kasse
gebeten werden.
Zu beachten ist schliesslich der
zunehmende Ökologisierungs-
druck, den Exekutivmitglieder
auf ihre Parteien ausüben bzw.
ausüben müssen. Diese eigenar¬
tige Umkehr des klassischen
Modells von Innovationsver¬
läufen haben wir in der jüng¬
sten eidgenössischen Umwelt¬
politik mehrfach erlebt. Inno¬
vation geht nicht mehr von den
Parteien über die Exekutiven
auf die Verwaltungen über,
sondern sie nimmt ihren Ur¬

sprung bei der Fachverwaltung
(oft in Zusammenarbeit mit
kommunalen und kantonalen
Verwaltungen), wird dann auf
die Departementsebene trans¬
portiert und vom Departe¬
mentsvorsteher im Hinblick auf
innerparteiliche Absicherung
an die Partei weitergeleitet.
Nicht selten erleben wir übri¬

gens auch den direkten Schul-
terschluss zwischen Partei und
Fachverwaltungen, der ihren
Ausdruck u.a. im zunehmen¬
den Einfluss von Mitgliedern
der Bundes- oder der Kantonal¬
verwaltungen auf die Bundes-
parteipolitik findet.
Diese Mitwirkung sachverstän¬
diger Vertreter kommunaler
bzw. kantonaler Verwaltung an
der Bundesparteipolitik dürfte
übrigens auch eine wesentliche
Voraussetzung für den erwähn¬
ten Themensprung von der lo¬
kalen auf die zentrale Ebene,
aber auch für eine vollzugsbe-
wusstere Politik der Bundespar¬
teien sein. Denn es ist nicht zu¬
letzt auch der Vollzugsblindheit
der Regierungsparteien zuzu¬
schreiben, dass diese bei der
Konzeption ihrer alten Schutz¬
politiken stehengeblieben sind
und diese ausserdem mit ab¬

strakten, ökologisch eingefärb¬
ten Worthülsen zu verkaufen
versuchen. Ein direkteres Ver¬
hältnis zur Vollzugsfront müss¬
te auch den leitenden Organen
der Parteien die Notwendigkeit
einer stärker integrierten ökolo¬
gischen Politik einsichtig ma¬
chen. Denn die einem techni¬
schen Umweltschutz verpflich¬
teten Massnahmen erweisen
sich gerade im Vollzug oft als

hoffnungslos unfähig, sich ge¬

genüber konkurrierenden An¬
sprüchen anderer (von der Par¬
tei ebenfalls mitzuvertretender)
Politiken durchzusetzen. Der
Kontakt zwischen Palais Fede¬
ral bzw. zwischen den Berner
Parteizentralen und Vollzugs¬
geschehen sollte nicht nur über
das Fernsehen im Katastro¬
phenfall, sondern mitunter viel¬
leicht auch einmal über einen
Blick hinter die Bildschirme
verlaufen.
Je nach politischem Standort
wird man die vorgetragenen Ar¬
gumente für bzw. gegen die
Wahrscheinlichkeit einer öko¬
logischen Umorientierung der
Regierungsparteien unter¬
schiedlich gewichten. Für mich
selbst spricht einiges dafür,
dass sich in den Regierungspar¬
teien gegen den fin de siecle
ökologische Bewegungen ein¬
stellen werden. Die vorgetrage¬
nen Argumente sprechen nicht
dafür, dass sich diese Ökologi-
sierungsprozesse in den vier Re¬

gierungsparteien qualitativ we¬
sentlich unterscheiden werden.
Entgegen manchen Beobach¬
tern bin ich der festen Überzeu¬

gung, dass eine solche Bewe¬

gung jedenfalls nicht dadurch
ausgelöst wird, dass das Lager
der Regierungsparteien in den
nächsten Wahlen insgesamt
Stimmen an die grünen Partei¬
en verlieren wird, wie dies be¬

reits bei der 83er Wahl der Fall
war. Beleg dafür sind die Er¬

fahrungen während der letzten
Legislaturperiode, für die die
von Gschwend verwendete For¬
mel «Umtaufen» (Gschwend,



1986, S. 250) weit zutreffender
ist, als jene von Finger/Rey, die
(jedenfalls für die SPS) eine
wirkungsvolle Integration der
ökologischen Bewegung in das
politische System der Schweiz
zu sehen vermeinen (Finger/
Rey, 1986, S. 20). Wählerverlu¬
ste schützen nun einmal nicht
vor Immobilismus.
Zum Schluss sei die Frage er¬

laubt, ob denn eine ökologische
Blockierung der Regierungspar¬
teien zwangsläufig auch zu ei¬

ner ökologischen Blockierung
der Regierungs- und Verwal¬
tungspolitik führen muss. Man
muss nicht Anhänger der These
vom zunehmenden Bedeu¬
tungsverlust der politischen
Parteien sein (etwa vorgetragen
von Kriesi im Zusammenhang
mit der neuen sozialen Bewe¬

gung, S. 339; bereits von Grü¬
ner 1977 im Zusammenhang
mit den Verbänden oder - von
einem ausländischen Beobach¬
ter - von Beyme 1982 im Zu¬
sammenhang mit der Referen¬
dumsdemokratie - so auch
Grüner 1984, zitiert bei Kriesi,
S. 338) - die dagegen vorgetra¬
genen systemtheoretischen
Überlegungen von Neidhart er¬
scheinen durchaus plausibel
(Neidhart, 1986, S. 44ff.) -, um
die empirisch teilweise belegte
(Landwirtschaft und Ökologie,
Knoepfel, Zimmermann 1987)
These zu vertreten, dass zum ei¬

nen Regierungs- und Verwal¬
tungspolitik im Ökologisie-
rungsprozess einen ausgespro¬
chen hohen Stellenwert einneh¬
men und sich solche Politiken
zunehmend von parteipoliti¬
schen Optionen entfernen.
In Sachen Ökologisierung ha¬

ben sich nämlich in der helveti¬
schen Politik neue Interaktions¬
netzwerke und Koalitionen ge¬

bildet, in denen Regierungspar¬
teien als Ganze einen recht un¬
tergeordneten Stellenwert ein¬
zunehmen scheinen. Diese
Netzwerke bestehen aus partei¬
politisch nur teilweise oder gar
nicht gebundenen Aktoren wie
10

Wissenschaft, Umweltorganisa-
tionen, kantonalen Umwelt¬
schutzämtern und Bundesäm¬
tern, die an den Parteien vorbei
ökologische Politik konzipieren
und direkt vollziehen. Solche
«glasperlenspielhaft» funktio¬
nierende Aktorarrangements,
die sich teilweise gar zu konti¬
nuierlich leistungsfähigen
«Policy-Arenen» verdichtet ha¬

ben, werden von den Exekuti¬
ven zunehmend nicht nur poli¬
tisch abgedeckt, sondern sie
werden rein parteipolitischen
Arrangements vorgezogen.
Durch solche Arrangements
lässt sich unter sinnvollem Ein¬
bezug von sachverständigen lo¬

kalen und kantonalen Partei¬
vertretern (meist aus den öf¬
fentlichen Fachverwaltungen)
und einem selektiven Beizug
von Bundesparlamentariern
durchaus an den offiziellen
Parteizentralen vorbeipolitisie¬
ren. Vielleicht werden die Re¬

gierungsparteien eines Tages
ein böses Erwachen haben,
wenn sie feststellen müssen,
dass ihnen als den nationalen
Parteien auf diesem Wege der
von ihnen beanspruchte Ein¬
fluss stückweise und unbemerkt
entzogen worden sein wird.
Spätestens dann wird man in
den «Schaltzentren der Macht»
darüber nachdenken müssen,
wie man diese selbstverschulde¬
te Entmündigung wieder rück¬
gängig machen könnte. Ob das
mit einer Politik des «Umtau-
fens» gelingt, möchte ich be¬

zweifeln.
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